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Künftig wird es dabei bleiben,
dass als Verhandlungsgrund-
lage für die Preise zahntechni-
scher Leistungen der § 71 
Abs. 3 maßgeblich sein wird.
Das heißt, die Orientierung
nach der durchschnittlichen
Veränderungsrate der bei-
tragspflichtigen Einnahmen
bleibt bestehen, ebenso wie
der Abschlag für die im Pra-
xislabor gefertigten Leistun-
gen um fünf Prozent.
Die bisherigen prozentualen
Zuschüsse zum Zahnersatz
sollen im Rahmen der Neuord-
nung entfallen. An deren
Stelle sollen ab dem Jahr 2005
befundbezogene Festzu-
schüsse zur „im Einzelfall not-
wendigen Versorgung“ ge-
zahlt werden. Der Gemein-
same Bundesausschuss soll
dann die Festzuschüsse festle-
gen. Diese Richtlinien sollen
erstmalig bis zum 30.Juni 2004
bestimmt werden. Hierbei gilt
zu beachten,dass der Gemein-
same Bundesausschuss im
Rahmen der neuen Gesetzge-
bung in seiner Zusammenset-
zung verändert werden soll.
Im Zuge einer Reform der Or-
ganisationsstrukturen soll an
Stelle des Koordinierungsaus-
schusses und der bisherigen
Bundesausschüsse der „Ge-
meinsame Bundesausschuss“
treten. In diesem sollen Unter-
ausschüsse für Fragen der

ärztlichen, zahnärztlichen
und stationären Versorgung
gebildet werden. Mitglieder
des Bundesausschusses
sollen die Selbstverwaltungs-
partner (GKV-Spitzenverbän-
de, Kassenärztliche Bundes-
vereinigung, Kassenzahn-
ärztliche Bundesvereinigung
und Deutsche Krankenhaus-
gesellschaft) sein.Von der di-
rekten Mitwirkung der Zahn-
techniker im Bundesaus-
schuss ist dem Gesetz nichts
zu entnehmen. Jedoch soll si-
chergestellt werden, dass der
Verband Deutscher Zahntech-
niker-Innungen vor einer Ent-
scheidung zu den Festzu-
schüssen Gelegenheit zur
Stellungnahme hat. Die Stel-
lungnahme sei in die Entschei-
dung über die Regelversor-
gung hinsichtlich der zahn-
technischen Leistung einzu-
beziehen. In der Begründung
hierzu heißt es: „Die Regelung
stellt sicher, dass der zahn-
technische Sachverstand des
VDZI in die Entscheidung
über die Regelversorgung ein-
fließt.“ 
Die Bestimmung der Befunde
soll auf der Grundlage einer
international anerkannten
Klassifikation des Lückenge-
bisses erfolgen. Dem jeweili-
gen Befund soll dann eine
zahnprothetische Regelver-
sorgung zugeordnet werden.
Diese hat sich an zahnmedizi-
nisch notwendigen zahnärzt-
lichen und zahntechnischen
Leistungen zu orientieren, die
zu einer „ausreichenden,
zweckmäßigen und wirt-
schaftlichen“ Versorgung mit
Zahnersatz einschließlich
Zahnkronen und Suprakons-
truktionen bei einem Befund
nach dem allgemeinen aner-
kannten Stand der zahnmedi-
zinischen Erkenntnisse gehö-
ren. Bei der Zuordnung der
Regelversorgung zum Befund
sei insbesondere die Funk-
tionsdauer, die Stabilität und
die Gegenbezahnung zu be-

rücksichtigen. Wörtlich steht
im Gesetzestext: „Zumindest
bei kleinen Lücken ist festsit-
zender Zahnersatz zu Grunde
zu legen. Bei großen Brücken
ist die Regelversorgung auf
den Ersatz von bis zu vier feh-
lenden Zähnen je Kiefer und
bis zu drei fehlenden Zähnen
je Seitenzahngebiet be-
grenzt.“ Bei Kombinations-
versorgungen verändert sich
zur jetzigen Regelung nichts.
Dort soll die Regelversorgung
auf zwei Verbindungsele-
mente je Kiefer, bei Versicher-
ten mit einem Restzahnbe-
stand von höchstens drei Zäh-
nen je Kiefer auf drei Verbin-
dungselemente je Kiefer
begrenzt werden. Die Regel-
versorgungen sollen ebenfalls
im Oberkiefer Verblendungen
bis einschließlich Zahn fünf,
im Unterkiefer bis einschließ-
lich Zahn vier umfassen. In die
Festlegung der Regelversor-
gung sollen die Befunderhe-
bung, die Planung, die Vorbe-
reitung des Restgebisses, die
Beseitigung von großen Ok-
klusionshindernissen und alle
Maßnahmen zur Herstellung
und Eingliederung des Zahn-
ersatzes einschließlich der
Nachbehandlung sowie die
Unterweisung im Gebrauch
des Zahnersatzes einbezogen
werden. Zur Festlegung der
Regelversorgung für zahn-
ärztliche und zahntechnische
Leistungen sollen die einzel-
nen Leistungen nach § 87 
Abs.2 und § 88 Abs.1 getrennt
aufgelistet werden. Der Inhalt
sowie der Umfang soll in „ge-
eigneten Zeitabständen“
überprüft und an die zahnme-
dizinische Entwicklung ange-
passt werden. Nachdem der
VDZI mit den Spitzenverbän-
den der Krankenkassen bis
zum 30. September jeden Jah-
res eine Vergütungsvereinba-
rung getroffen hat, muss der
Gemeinsame Bundesaus-
schuss jeweils zum 30.Novem-
ber eines Kalenderjahres die

Befunde, die zugeordneten
Regelversorgungen sowie die
Höhe der auf die Regelversor-
gung entfallenen Beträge im
Bundesanzeiger bekannt ge-
ben.
Im § 55 Zahnersatz wird der
Leistungsanspruch neu gere-
gelt.Die Krankenkassen müs-
sen in ihre Satzungen befund-
bezogene Festzuschüsse auf-
nehmen. Die Festzuschüsse
werden 50 Prozent der festge-
setzten Beträge für die jewei-
lige Regelversorgung umfas-
sen. Mit dem neuen Paragraf
wird auch die Bonusregelung
verändert und weiter ausge-

baut.Für eigene Bemühungen
zur Gesunderhaltung der
Zähne, so ist dem Gesetzes-
entwurf zu entnehmen, erhö-
hen sich die Festzuschüsse um
20 Prozent.Die Erhöhung ent-
fällt jedoch, wenn der Gebiss-
zustand des Versicherten eine
regelmäßige Zahnpflege nicht
erkennen lässt. Ebenso ent-
fällt die Erhöhung, wenn der
Versicherte während der letz-
ten fünf Jahre vor Beginn der
Behandlung die Untersu-
chung nicht in jedem Kalen-
derjahr in Anspruch genom-
men hat und sich nach Vollen-
dung des 18. Lebensjahres
nicht wenigstens einmal in je-
dem Kalenderjahr zahnärzt-
lich untersuchen hat lassen.
Um weitere 10 Prozent erhö-
hen sich die Festzuschüsse,
wenn der Versicherte seine
Zähne regelmäßig gepflegt
und in den letzten zehn Jahren
vor Beginn der Behandlung
die Untersuchung ohne Unter-
brechung in Anspruch ge-
nommen hat. Somit kann ein
Versicherter seinen Festzu-
schuss auf insgesamt 80 Pro-
zent erhöhen.

Scheinbar aufgeschreckt von
der Globudent-Affäre und ei-
ner umfangreichen Informa-
tionskampagne der Zahn-
techniker wird nun gesetzlich
geregelt, dass der Herstel-
lungsort des Zahnersatzes
anzugeben ist. Ebenso hat der
Vertragszahnarzt bei der
Rechnungslegung eine Durch-
schrift der Laborrechnung,
gleich ob gewerbliches oder
praxiseigenes Labor, beizule-
gen.Dies gemeinsam mit einer
Konformitätserklärung nach
den Richtlinien des Medizin-
produktegesetzes. Somit wird
deutlich, dass zukünftig auch

das Praxislabor den Verpflich-
tungen des Medizinprodukte-
gesetzes nachkommen muss.
Im Bundesmantelvertrag soll
Näheres zur Ausgestaltung
der Heil- und Kostenpläne ge-
regelt werden. Insbesondere,
so möchte der Gesetzgeber
vorschreiben, müsse aus dem
Heil- und Kostenplan erkenn-
bar sein, ob die zahntechni-
schen Leistungen von Zahn-
ärzten erbracht werden oder
nicht.
Weiter ist dem Gesetzesent-
wurf zu entnehmen, dass der
Zahnarzt nur im Rahmen der
Regelversorgungen mit dem
BEMA abzurechnen hat.
Sollte der Patient eine Mehr-
leistung in Anspruch nehmen,
so kann der Zahnarzt diese im
Rahmen der GOZ abrechnen.
Gleiches gilt, wenn sich der
Patient für eine andere Versor-
gungsvariante entscheidet,
die über die befundbezogene
Regelversorgung hinausgeht.
Eine Begrenzung der GOZ,
wie bisher zum 2,3fachen
Satz,kann aus dem vorliegen-
dem Entwurfpapier nicht ent-
nommen werden. Analog
dazu treffe diese Regelung
dann auch für die zahntechni-
schen Leistungen zu. Dem-
nach müssten für Mehrleis-
tung (z.B. eine Zusatzverblen-
dung) oder für z.B. Vollkera-
miksysteme, die nicht zur
Regelversorgung gehören,die
BEB als Leistungsverzeichnis
herangezogen werden.
Die Zahnersatzversicherung
soll künftig allein vom Versi-
cherten mit einem einkom-
mensunabhängigen Beitrag
finanziert werden. Die paritä-
tische Finanzierung durch
den Arbeitgeber entfällt. Zur
Absicherung des Zahnersat-
zes wird dem Versicherten die
Wahl zwischen privater und
gesetzlicher Krankenversi-
cherung (GKV) gegeben. Im
Einzelnen sei vorgesehen,
den Zahnersatz ab dem Jahr
2005 vollständig aus dem

Leistungskatalog der GKV zu
streichen. Gleichzeitig muss
die GKV ihren Versicherten
eine Zahnersatzversicherung
als obligatorische Satzungs-
leistung anbieten. Der Versi-
cherte kann aber auch zu ei-
ner privaten Krankenversi-
cherung wechseln, hat dann
jedoch keine Möglichkeit
mehr, in eine GKV-Versiche-
rung zurückzukehren. Die
Absicherung bei einer priva-
ten Krankenversicherung
(PKV) soll unter den dort gel-
tenden Konditionen erfolgen.
Diese können demnach von
denen der GKV abweichen.
Die Höhe der Versicherungs-
beiträge soll von den Spitzen-
verbänden der Krankenkas-
sen gemeinsam und einheit-
lich jeweils zum 1.Oktober für
das folgende Kalenderjahr
festgelegt werden. Die Höhe
des Beitrages soll so gestaltet
sein, dass die Ausgaben aller
Krankenkassen,inklusive der
darauf entfallenden Verwal-
tungskosten, gedeckt sind.
Der festgelegte Betrag gilt
dann bundeseinheitlich für
alle Mitglieder der Kranken-
kassen.
Dass noch Hoffnung auf Än-
derungen im Gesetz bestehen,
kann nach Sichtung der vor-
liegenden Informationen
nicht geteilt werden.Zu erken-
nen ist dies am „straffen Zeit-
plan“ der Gesetzgebung.Den-
noch ist das Gesetz nicht end-
gültig verabschiedet und muss
noch verschiedene Instanzen
durchlaufen (siehe Fahrplan
Gesundheitsreform Seite 2).
Eine ausführliche Betrach-
tung des Gesetzesentwurfs
folgt in der nächsten Ausgabe
der ZT Zahntechnik Zeitung.
In der gesamten Betrach-
tung des Entwurfes bleibt
positiv zu bewerten, dass die
Notwendigkeit erkannt
wurde, die BEL-Preise im
Osten an das Westniveau
heranzuführen. Allerdings
dürften die wirtschaftlichen
Konsequenzen, die von den
Zahntechnikern im Westen
zu erbringen sind, verhee-
rend sein. Positiv ist auch,
dass für Zahnersatz eine
Pflicht zur Versicherung ein-
geführt wird.
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Berlin/Hannover/München
(cs) – Auch nach der Einigung
von Regierung und Opposition
auf einen Gesundheitskom-
promiss sind die Diskussionen
rund um den Gesetzesentwurf
seitens der Zahnärzteschaft
längst nicht beendet.„Wir wer-
den nicht aufhören, an dieser
Stelle immer wieder zu boh-
ren“, so Dr. Karl Horst Schir-
bort,Vorsitzender der Kassen-

zahnärztlichen Vereinigung
Niedersachen (KZVN). So ent-
halte der jüngst abgespro-
chene Kompromiss „keine
Strukturveränderungen in der
notwendigen Form“, mahnte
Schirbort. Als „Ausdruck
schierer Mutlosigkeit“,der von
„erschreckender Verantwor-
tungslosigkeit und mangeln-
dem Respekt gegenüber den
Bürgern und Patienten“ zeugt,

bezeichnete hingegen der
Bundesvorsitzende des Freien
Verbandes Deutscher Zahn-
ärzte (FVDZ), Dr. Wilfried
Beckmann, die erzielte Eini-
gung.Auch Dr. Jürgen Fedder-
witz, Vorstandsvorsitzender
der Kassenzahnärztlichen
Bundesvereinigung (KZBV),
äußerte sich kritisch zu den Er-
gebnissen. So sei laut Fedder-
witz vor allem der Patient der

Verlierer. Denn „so wie die Re-
gelung für die Versicherung des
Zahnersatzes jetzt aussieht,
wird es keinen Wettbewerb
zwischen privaten und gesetz-
lichen Krankenversicherun-
gen geben, und auch keinen
Wettbewerb innerhalb der Ge-
setzlichen“, kritisiert der
KZBV-Vorstandsvorsitzende.
Ein fehlender Wettbewerb be-
deute daher ein „Festhalten an
den bekannten, starren Struk-
turen.“ Während sich KZVN,
FVDZ und KZBV wiederholt
kritisch zum Gesetzesentwurf
äußern, ist man in Bayern
schon einen Schritt weiter.
Hier ist man sich anscheinend
schon jetzt sicher,den Entwurf

von Seiten der bayerischen
Zahnärzte nicht mitzutragen.
Bereits bevor die Führungsgre-
mien von SPD und CDU der
von der Regierung und Opposi-
tion gemeinsam verabredeten
Gesundheitsreform zustimm-
ten,hatte der Vorstand der Kas-
senzahnärztlichen Vereingung
Bayerns (KZVB) die Kollegen-
schaft aufgefordert, das Sys-
tem der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung geschlossen
zu verlassen,sollte sich die Re-
gierung mit ihren Plänen
durchsetzen. „Die Patienten
würden dann endlich nicht
mehr vom Gesetzgeber bevor-
mundet und müssten so niedri-
gere Beiträge an das anonyme

GKV-System zahlen“, heißt es
in einer KZVB-Pressemel-
dung. Zudem würden ihnen
zahnärztliche Leistungen auf
Kostenerstattungsbasis unein-
geschränkt transparent ge-
macht werden. So könne der
Vorstand der KZVB „ein Ge-
setz,das den einzelnen,gesetz-
lich krankenversicherten Bür-
ger instrumentalisiert und zur
,Nummer‘ degradiert“, nur ab-
lehnen. Folgt man der Zahn-
ärzteschaft, ist mit dem vorlie-
gendem Gesetzesentwurf er-
neut die Chance auf klare
Strukturen und Transparenz in
der Absicherung zahnmedizi-
nischer Risiken vertan wor-
den.

Patient ist der Verlierer
Zahnärzteschaft lehnt Gesundheitskompromiss entschieden ab. KZVB fordert Kolle-
gen zum Austritt aus GKV-System auf/KZBV und FVDZ sprechen von Verantwor-
tungslosigkeit und mangelndem Respekt gegenüber den Patienten.
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Trotz privater Absicherung bleibt 
Zahnersatz gesetzlich geregelt.


